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A N F R A G E von Andreas Daurù (SP, Winterthur) und Benjamin Walder (Grüne, Wet-

zikon) 

Betreffend TARDOC und Taxpunktwert: Wie stellen wir sicher, dass endlich die 
Grundversorgung gestärkt wird? 

 

Am 19. Juni 2024 hat der Bundesrat die separat eingereichten Anträge für einen Einzelleis-
tungstarif (TARDOC) und ambulante Patientenpauschalen teilgenehmigt. Beide werden per 
1. Januar 2026 gleichzeitig und koordiniert eingeführt. Der Bundesrat verlangt von den Tarif-
partnern jedoch, dass sie bis am 1. November 2024 eine ganze Reihe komplexer Auflagen 
erfüllen, darunter die Einhaltung der Kostenneutralität auch dann, wenn die Pauschalen da-
zukommen, und dass die Taxpunktwerte für TARDOC bei Inkraftsetzung unverändert blei-
ben. Im Moment kann noch niemand abschliessend beurteilen, welche Folgen die Umset-
zung der Vorgaben für das ganze System hat. Einig sind sich alle: Mit dem neuen Tarifsys-
tem muss in jedem Fall die Grundversorgung gestärkt werden. 
 
Die Haus- und Kinderärzte befürchten nun aber, dass die für sie wichtigen Errungenschaften 
von TARDOC mit den neuen Vorgaben wieder unter Druck kommen könnten und ihnen zu-
dem Bedingungen wie Kostenneutralität und die Einfrierung der Taxpunkte erneut schaden 
bzw. die vorgesehene Stärkung verhindern. Der Kanton Zürich kann angesichts der akuten 
Situation in der Grundversorgung keine Tarifentscheide akzeptieren, die nicht endlich zu ei-
ner spürbaren Stärkung der Haus- und Kinderärzte und der Erwachsenen- und Kinder- und 
Jugendpsychiatrie führt. 
 
Wir ersuchen den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen: 
 
1. Was unternimmt der Regierungsrat um sicherzustellen, dass die komplexe Umstellung 

auf eine neues Tarifwerk mit TARDOC und Pauschalen tatsächlich auch zu einer Stär-
kung der Grundversorgung im Kanton Zürich führt? 

2. Teilt der Regierungsrat die Einschätzung, dass der Bundesrat mit der Vorgabe an die 
Tarifpartner, die Taxpunktwerte nicht zu verändern, in die Kompetenz der Kantone ein-
greift, weil diese für die Genehmigung bzw. Festsetzung der Taxpunktwerte zuständig 
sind? 

3. Wie beurteilt der Regierungsrat die Möglichkeit differenzierter Taxpunktwerte im Kanton 
Zürich, um Fachrichtungen mit starker Unterversorgung (v.a. Haus- und Kinderärzte, 
Psychiatrie) mit höheren Taxpunktwerten zu unterstützen? 
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